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STELLUNGNAHME  

DES BUNDES DER DEUTSCHEN 

LANDJUGEND E.V. 

zur Sondierung der Europäischen Kommission 

„Strategie für das Recht zu bleiben: Deine Region, deine 

Zukunft“ 

Der Bund der Deutschen Landjugend e. V. (BDL) begrüßt die Initiative der Europäischen 
Kommission, mit der Strategie „Recht zu bleiben: Deine Region, deine Zukunft“ eine 

europäische Antwort auf regionale Ungleichheiten, Abwanderung, demografischen Wandel 

und strukturelle Benachteiligungen zu entwickeln. 

Aus Sicht des BDL ist das Recht zu bleiben kein abstrakter politischer Begriff. Für junge 

Menschen in ländlichen Regionen entscheidet es sich im Alltag: Gibt es eine gute Schule in 
erreichbarer Nähe? Gibt es Ausbildungs- und Arbeitsplätze, die Zukunft bieten? Komme ich 
abends, am Wochenende oder ohne eigenes Auto zu Freunden, zur Jugendgruppe, zur 

Ausbildung, zur Arbeit oder zur Scheunenfete? Kann ich mich digital beteiligen, lernen und 

arbeiten? Gibt es Orte, an denen junge Menschen sich treffen, ausprobieren, Verantwortung 

übernehmen und demokratische Erfahrungen machen können? Werde ich an 
Entscheidungen beteiligt, die meine Zukunft betreffen? 

Bleiben darf nicht bedeuten, mangels Alternativen festzustecken. Bleiben muss eine freie 

Entscheidung sein können – getragen von guten Lebensbedingungen, echter Teilhabe und 

verlässlichen Perspektiven. Die geplante EU-Strategie sollte deshalb junge Menschen in 

ländlichen Räumen nicht nur als Zielgruppe betrachten, sondern als zentrale Akteur:innen 
regionaler Zukunft. 
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1. Junge Menschen müssen Ausgangspunkt regionaler 

Entwicklung sein 

Viele ländliche Regionen stehen vor ähnlichen Herausforderungen: junge Menschen ziehen 

nach Schule, Ausbildung oder Studium weg, weil Bildungswege, Mobilität, Arbeit, 
Wohnraum, Kultur- und Freizeitangebote oder digitale Infrastruktur nicht ausreichend 
vorhanden sind. Diese Abwanderung schwächt Vereine, Unternehmen, Feuerwehren, 

Jugendverbände, landwirtschaftliche Betriebe, soziale Infrastruktur und demokratische 
Beteiligungsräume. 

Eine Strategie für das Recht zu bleiben muss deshalb konsequent bei den Lebenslagen 
junger Menschen ansetzen. Ihre Alltagserfahrungen sind kein „weicher Faktor“, sondern ein 

Frühwarnsystem für die Zukunftsfähigkeit einer Region. Wo junge Menschen keine 

eigenständige Mobilität, keine bezahlbaren Wohnmöglichkeiten, keine erreichbaren 
Bildungsorte, keine Ausbildungs- und Arbeitsmarktperspektiven und keine 
Beteiligungsräume finden, verliert eine Region Zukunftskraft. 

Der BDL fordert daher, junge Menschen und ihre selbstorganisierten Strukturen – 

insbesondere Jugendverbände – systematisch in die Entwicklung, Umsetzung und 

Evaluation der Strategie einzubeziehen. Jugendbeteiligung muss verbindlich, gut 

ausgestattet, niedrigschwellig, altersgerecht und wirksam sein. Beteiligung ist nur dann 
ernst gemeint, wenn junge Menschen nicht lediglich angehört werden, sondern 

Entscheidungen mitgestalten können. 

2. Daseinsvorsorge jugendgerecht denken 

Daseinsvorsorge ist die Grundlage für das Recht zu bleiben. Sie darf nicht allein aus Sicht 

durchschnittlicher Haushalte, wirtschaftlicher Effizienz oder zentralörtlicher Logik gedacht 

werden. Für junge Menschen ist entscheidend, ob Angebote tatsächlich erreichbar, 
bezahlbar, barrierearm und alltagstauglich sind. 

Dazu gehören insbesondere: 

• wohnortnahe und qualitativ hochwertige Bildungsangebote, 

• erreichbare Berufsschulen, Ausbildungsorte und überbetriebliche 
Bildungsstätten, 

• Gesundheitsversorgung einschließlich psychosozialer Beratung, 
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• Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, Jugendarbeit und 
Jugendverbandsarbeit, 

• Orte für Begegnung, Kultur, Freizeit und Engagement, 

• bezahlbarer Wohnraum für junge Menschen, 

• Nahversorgung, 

• digitale Grundversorgung und digitale Teilhabe. 

Die EU-Strategie sollte Daseinsvorsorge als Investition in sozialen Zusammenhalt, 

Demokratie und regionale Wettbewerbsfähigkeit verstehen. Gerade in ländlichen Räumen 

sichern Jugendverbände, Vereine, Feuerwehren und Initiativen oft soziale Infrastruktur, die 
anderswo institutionell bereitgestellt wird. Diese Strukturen brauchen verlässliche 

Förderung, Räume, Mobilität und weniger Bürokratie.  

In ländlichen Regionen sind Maßnahmen und Vorhaben nicht mit Pro-Kopf-Pauschalen zu 

errechnen oder aus reinem Wirtschaftlichkeitsdenken zu betrachten, sondern brauchen 
flexibilisierte, regional angepasste Planungen, Finanzierungen und Umsetzungen. 

3. Jugendverbandsarbeit ist Demokratiestärkung und 

Bleibefaktor 

Jugendverbände schaffen Räume, in denen junge Menschen Verantwortung übernehmen, 

Demokratie praktisch lernen, Gemeinschaft erleben, Kompetenzen entwickeln und ihre 

Region aktiv mitgestalten. Gerade in ländlichen Räumen sind sie zentrale Orte sozialer 
Infrastruktur. Sie wirken Vereinsamung entgegen, stärken Engagement, fördern politische 

Bildung und schaffen Bindung an die Region. 

Die EU-Strategie sollte Jugendverbände ausdrücklich als Partner regionaler Entwicklung 
anerkennen. Förderlogiken müssen so gestaltet werden, dass selbstorganisierte 

Jugendstrukturen Zugang zu europäischen, nationalen und regionalen Programmen 
erhalten. Dafür braucht es niedrigschwellige Verfahren, angemessene 

Eigenmittelregelungen, Beratung, langfristige Förderung und die Anerkennung 

ehrenamtlicher Leistungen. 

4. Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse europäisch 

verankern 

Ländliche Räume sind keine Unterkategorie von Stadt. Sie sind eigenständige Lebens-, 

Wirtschafts-, Kultur- und Naturräume mit eigenen Potenzialen und Herausforderungen. Eine 
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europäische Strategie für das Recht zu bleiben muss deshalb ortsbezogen, differenziert und 
langfristig angelegt sein. 

Nicht jede Region braucht dieselben Lösungen. Wirtschaftsstarke ländliche Räume am Rand 
urbaner Zentren haben andere Bedarfe als periphere, strukturschwache, grenznahe oder 
vom demografischen Wandel besonders betroffene Regionen. Entscheidend ist, dass 

regionale Strategien gemeinsam mit den Menschen vor Ort entwickelt werden – und dass 
junge Menschen dabei eine verbindliche Rolle erhalten. 

Der BDL fordert, die Strategie mit klaren jugendpolitischen Kriterien zu verbinden. Dazu 
gehören: 

• verbindliche Jugendbeteiligung in regionalen Entwicklungsprozessen, 

• jugendgerechte Mobilitätsindikatoren, 

• Zugang zu Bildung, Ausbildung und non-formalen Lernorten, 

• digitale Teilhabe, 

• Erreichbarkeit von Gesundheits- und Beratungsangeboten, 

• bezahlbarer Wohnraum – auch und besonders für junge Menschen, 

• Förderung von Jugendverbandsarbeit und Ehrenamt, 

• Perspektiven für junge Unternehmer:innen, Junglandwirt:innen und 
Jungwinzer:innen, 

• gezielte Unterstützung strukturschwacher ländlicher Regionen. 

5. Mobilität ist Teilhabe – und Voraussetzung fürs Bleiben 

Für junge Menschen auf dem Land ist Mobilität eine Schlüsselfrage. Sie entscheidet über 

Bildungs- und Ausbildungschancen, soziale Kontakte, Engagement, Freizeit, Kultur, 
medizinische Versorgung und politische Beteiligung. Wer keinen Führerschein hat, kein 

eigenes Auto nutzen kann oder sich Mobilität nicht leisten kann, ist vielerorts massiv 

eingeschränkt. 

Die EU-Strategie sollte Mobilität deshalb als eigenständigen Schwerpunkt für junge 
Menschen aufnehmen. Notwendig sind jugendgerechte, bezahlbare und vernetzte 

Mobilitätsangebote, die öffentliche und private Verkehrsträger zusammendenken. Dazu 
zählen flexible ÖPNV-Modelle, Ruf- und Eventbusse, sichere Radwege, On-Demand-

Angebote, E-Bike- und Carsharing-Angebote, digitale Mobilitätsplattformen, gute Anbindung 

an Mittel- und Oberzentren im Schienennetz sowie Mobilitätsangebote in Abendstunden, 

nachts und am Wochenende. 
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Besonders wichtig ist, junge Menschen an regionalen Mobilitätskonzepten verbindlich zu 
beteiligen. Mobilitätsplanung ohne Jugendperspektive verfehlt im ländlichen Raum oft 
genau diejenigen, die am stärksten auf gute, bezahlbare und verlässliche Angebote 
angewiesen sind. 

6. Bildung, Ausbildung und Fachkräftesicherung 

zusammendenken 

Das Recht zu bleiben braucht gute Bildung und berufliche Perspektiven. Bildungs- und 
Ausbildungsangebote in ländlichen Regionen dürfen nicht ausgedünnt werden, sondern 
müssen gestärkt und digital ergänzt werden. Ein dichtes Netz an Schulen, Berufsschulen, 
Internats- oder Unterkunftsmöglichkeiten und Beratungsangeboten ist zentral, damit junge 

Menschen ihren Bildungsweg nicht gegen ihre Heimat ausspielen müssen. 

Gleichzeitig sind ländliche Regionen auf junge Fachkräfte, Auszubildende, Gründer:innen, 
Junglandwirt:innen, Jungwinzer:innen und junge Unternehmer:innen angewiesen. Wer 
Fachkräfte halten will, muss jungen Menschen früh echte Perspektiven bieten: faire 

Ausbildungsbedingungen, bezahlbaren Wohnraum, Mobilität, digitale Infrastruktur, 

Weiterbildungsmöglichkeiten, Unternehmensnachfolge, Gründungsförderung und 

Beteiligung an regionaler Wirtschaftsentwicklung.  

Fachkräftesicherung gelingt nur dort, wo auch junge Unternehmer:innen, 
Betriebsnachfolger:innen und Gründer:innen Perspektiven haben – denn sie schaffen die 

Ausbildungs- und Arbeitsplätze, die junge Menschen zum Bleiben brauchen. 

Die Strategie sollte daher Bildungs-, Regional-, Jugend-, Agrar-, Wirtschafts- und 
Kohäsionspolitik stärker miteinander verbinden. Gerade kleine und mittlere Unternehmen, 

Handwerk, Landwirtschaft, Weinbau, soziale Berufe und regionale Dienstleistungen sind 
tragende Säulen ländlicher Räume. Ihre Zukunft hängt direkt davon ab, ob junge Menschen 

bleiben, zurückkehren oder neu zuziehen wollen. 

7. Wirtschaften und Unternehmertum als regionale 

Zukunftskraft stärken 

Das Recht zu bleiben entscheidet sich auch daran, ob ländliche Regionen wirtschaftliche 

Perspektiven bieten. Junge Unternehmer:innen, Junglandwirt:innne, Jungwinzer:innen, 

Handwerkende, Gründer:innen und Nachfolger:innen kleiner und mittlerer Betriebe sind 

zentrale Akteur regionaler Entwicklung. Sie schaffen und sichern nicht nur Arbeits- und 
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Ausbildungsplätze, sondern halten Wertschöpfung in der Region, investieren vor Ort, stärken 
regionale Kreisläufe und tragen zur Versorgungssicherheit bei. 

Ihre Bedeutung geht jedoch weit über die rein wirtschaftliche Funktion hinaus. Gerade in 
ländlichen Räumen übernehmen Unternehmer:innen häufig gesellschaftliche 
Verantwortung: Sie unterstützen Vereine, Jugendgruppen und lokale Veranstaltungen, 

stellen Räume, Maschinen, Wissen oder Arbeitskraft zur Verfügung, engagieren sich 
ehrenamtlich in Feuerwehr, Sport, Musik oder Kultur, helfen bei Festen, Brauchtum, 

Erntedank, Winterdienst oder Nachbarschaftshilfe und tragen damit wesentlich zum 
sozialen Zusammenhalt bei. Sie sind oft diejenigen, die nicht nur wirtschaften, sondern 

Dorfleben ermöglichen. 

Eine europäische Strategie für das Recht zu bleiben muss diese Mehrfachrolle ländlicher 

Unternehmen anerkennen. Wer junge Menschen zum Bleiben, Zurückkehren oder Gründen 
in ländlichen Regionen ermutigen will, muss Unternehmensgründungen, Betriebsnachfolgen 

und Investitionen vor Ort gezielt erleichtern. Dazu gehören weniger Bürokratie, besserer 

Zugang zu Fördermitteln, Beratung, Mentoring, steuerliche Entlastungen in der Gründungs- 

und Übernahmephase, bezahlbare Gewerbe- und Arbeitsräume, digitale Infrastruktur, 
Zugang zu Boden und Kapital sowie Planungs- und Rechtssicherheit. 

Besonders Junglandwirt:innen und Jungwinzer:innen brauchen verlässliche 

Rahmenbedingungen. Sie wirtschaften langfristig, denken in Generationen und sind eng mit 

ihrer Region verbunden. Ihre Betriebe prägen Kulturlandschaften, sichern regionale 
Versorgung, schaffen Ausbildungsplätze und sind wichtige Partner für Energiewende, 

Klimaanpassung, Biodiversität und regionale Entwicklung. Gleichzeitig dürfen neue 
gesellschaftliche Anforderungen nicht allein auf die Betriebe abgewälzt werden. Wer junge 

Unternehmende als Träger regionaler Zukunft will, muss ihnen wirtschaftlich tragfähige 
Perspektiven eröffnen. 

Die EU-Strategie sollte deshalb Unternehmertum in ländlichen Räumen nicht nur als 
Standortfrage behandeln, sondern als Teil sozialer Infrastruktur. Regionale 

Wirtschaftsförderung, Jugendpolitik, Agrarpolitik, Kohäsionspolitik und 
Engagementförderung müssen zusammengedacht werden. Junge Menschen, die 
Unternehmen gründen, übernehmen oder weiterentwickeln, stärken nicht nur die 
Wirtschaftskraft einer Region – sie schaffen Orte des Bleibens. 
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8. Digitale Teilhabe als Grundvoraussetzung gleichwertiger 

Lebensverhältnisse 

Digitale Infrastruktur ist in ländlichen Regionen nicht „nice to have“, sondern Voraussetzung 

für Bildung, Ausbildung, Arbeit, Ehrenamt, Verwaltung, Gesundheitsversorgung, politische 
Beteiligung und soziale Teilhabe. Fehlende oder unzureichende digitale Anbindung verstärkt 
bestehende Benachteiligungen. 

Die EU-Strategie sollte digitale Versorgung als Bestandteil der Daseinsvorsorge verstehen. 
Dazu gehören flächendeckende leistungsfähige Netze, öffentliche WLAN-Zugänge, digitale 
Bildungsinfrastrukturen, digitale Verwaltungsangebote, digitale Jugendbeteiligung und die 
Unterstützung digitaler Jugendverbandsarbeit. Gleichzeitig müssen junge Menschen in 

prekären Lebenslagen Zugang zu Geräten, Datenvolumen, Lernorten und digitaler 

Kompetenzförderung erhalten. 

Digitale Angebote dürfen analoge Strukturen nicht ersetzen, sondern müssen sie ergänzen. 
Gerade Jugendverbandsarbeit lebt von Begegnung, Gemeinschaft und Verantwortung vor 

Ort. Digitale Werkzeuge können diese Arbeit stärken, aber nicht die notwendigen Räume, 

Beziehungen und Erfahrungsorte ersetzen. 

9. Jugendarmut und soziale Ungleichheit im ländlichen 

Raum sichtbar machen 

Armut auf dem Land ist zwar oft weniger sichtbar als in Städten, aber dort genauso 
vorhanden. Für betroffene junge Menschen bedeutet sie eingeschränkte Mobilität, weniger 

digitale Teilhabe, schlechtere Bildungschancen, geringere Freizeitmöglichkeiten, weniger 
Teilhabe an Vereins- und Jugendverbandsarbeit und schlechtere Zukunftsperspektiven. 

Die EU-Strategie muss soziale Ungleichheit in ländlichen Räumen stärker berücksichtigen. Es 

reicht nicht, auf regionale Durchschnittswerte zu schauen. Entscheidend ist, ob junge 
Menschen unabhängig vom Einkommen ihrer Eltern an Bildung, Mobilität, Kultur, 

Engagement und digitaler Teilhabe teilnehmen können. Förderprogramme sollten daher 
armutsgefährdete junge Menschen, strukturschwache Regionen und periphere Räume 
gezielt erreichen. 
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10. EU-Finanzierung verlässlich ausrichten: MFR, GAP und 

ländliche Entwicklung als Grundlage des Rechts zu bleiben 

Das Recht zu bleiben braucht nicht nur gute Ziele, sondern auch verlässliche finanzielle 

Grundlagen. Eine europäische Strategie für ländliche Regionen kann nur dann Wirkung 
entfalten, wenn sie im Mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen Union und in der 
Gemeinsamen Agrarpolitik strukturell abgesichert wird. Ländliche Entwicklung, 

Daseinsvorsorge, Förderung für Junglandwirt:innen bzw. Jungwinzer:innen, regionale 
Wertschöpfung, Infrastruktur und Engagementförderung dürfen nicht in unübersichtlichen 
Sammelfonds untergehen oder in Konkurrenz zu völlig anderen Politikbereichen geraten. 

Aus Sicht des BDL muss die EU-Förderpolitik für ländliche Räume langfristig, transparent, 

praxistauglich und generationengerecht ausgestaltet werden. Junge Menschen, die in 

ländlichen Regionen bleiben, zurückkehren, gründen, Betriebe übernehmen oder 
Verantwortung in Landwirtschaft, Weinbau, Handwerk, Ehrenamt und regionaler 
Entwicklung übernehmen wollen, brauchen Planungssicherheit. Das gilt besonders für 

Junglandwirt:innen und Jungwinzer:innen: Hofübernahmen, Existenzgründungen, 

Investitionen in Tierwohl, Klima- und Umweltschutz, Technik, Gebäude, Verarbeitung oder 

Direktvermarktung sind langfristige Entscheidungen. Sie lassen sich nicht 
verantwortungsvoll treffen, wenn Förderstrukturen ständig neu ausgerichtet oder gekürzt 

werden. 

Der BDL fordert daher, ein starkes eigenständiges Agrarbudget zu sichern und die ländliche 
Entwicklung innerhalb der GAP mit einem eigenständigen Budget mindestens auf aktuellem 
Förderniveau zu erhalten. Gerade die Mittel für ländliche Entwicklung sind entscheidend für 

Infrastruktur, Daseinsvorsorge, Innovation und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Sie tragen 
unmittelbar dazu bei, ob junge Menschen vor Ort Lebens- und Bleibeperspektiven finden. 

Die derzeit geplante Zusammenführung unterschiedlicher Förderbereiche in große nationale 

oder regionale Gesamtfonds birgt aus Sicht des BDL die Gefahr, dass ländliche Räume und 
insbesondere junge Menschen am Ende nicht zuverlässig erreicht werden. Besonders wichtig 
ist eine verbindliche und zweckgebundene Förderung von Junglandwirt:innen. Der 

Generationenwechsel in der Landwirtschaft ist nicht nur eine agrarpolitische Frage, sondern 
eine zentrale Zukunftsfrage ländlicher Räume. Wer jungen Menschen die Übernahme oder 

Neugründung landwirtschaftlicher Betriebe erleichtert, stärkt regionale Wirtschaft, 

Ausbildung, Versorgung, Kulturlandschaften, Ehrenamt und gesellschaftlichen 

Zusammenhalt. Förderinstrumente wie Junglandwirteprämien, Niederlassungsbeihilfen und 

gezielte Unterstützung bei Betriebsübergaben müssen deshalb verbindlich abgesichert und 
so ausgestaltet werden, dass sie in der Praxis wirken. 
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Darüber hinaus braucht es längere Förderzeiträume, die zu den Investitionsrealitäten in 
ländlichen Räumen passen. Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe, regionale 
Infrastruktur, Dorferneuerung, Energie, Wasser, Mobilität oder soziale Treffpunkte zahlen 
sich oft erst nach vielen Jahren aus. Förderpolitik, die in kurzen Zyklen grundlegend neu 
gestaltet wird, erzeugt Unsicherheit, verhindert Investitionen und schwächt das Vertrauen 

junger Menschen in politische Rahmenbedingungen. 

Die EU-Strategie „Recht zu bleiben“ sollte daher eng mit MFR, GAP, Kohäsionspolitik und 

bestehenden Instrumenten der ländlichen Entwicklung verzahnt werden. Bewährte 
Förderinstrumente wie LEADER und regionale Entwicklungsansätze müssen erhalten, 

vereinfacht und für junge Menschen, Jugendverbände, junge Unternehmer:innen und 
ehrenamtliche Strukturen besser zugänglich gemacht werden. Es braucht eine 
eigenständige europäische Strukturpolitik für ländliche Räume, die die Vielfalt regionaler 

Herausforderungen anerkennt und jungen Menschen echte Gestaltungsmöglichkeiten 

eröffnet. 

Kurz gesagt: Das Recht zu bleiben darf nicht an fehlender oder falsch strukturierter 

Finanzierung scheitern. Wer gleichwertige Lebensverhältnisse, regionale Resilienz und junge 
Zukunftsperspektiven in ländlichen Räumen ernst nimmt, muss diese Ziele im EU-Haushalt 
verbindlich absichern. 

Fazit 
Der BDL unterstützt das Ziel der Europäischen Kommission, regionale 

Ungleichheiten abzubauen und Menschen die Freiheit zu geben, dort zu leben, zu 
arbeiten und sich einzubringen, wo sie zuhause sind. Für junge Menschen in 

ländlichen Regionen ist dieses Ziel jedoch nur erreichbar, wenn die Strategie 
konsequent jugendgerecht ausgestaltet wird. 

Das Recht zu bleiben bedeutet für junge Menschen: selbstbestimmt aufwachsen, mobil sein, 
lernen, arbeiten, sich engagieren, mitentscheiden und Zukunft gestalten können. Es 

bedeutet, dass ländliche Räume nicht als Abwanderungsräume verwaltet, sondern als 
Zukunftsräume entwickelt werden. 

Die Europäische Union sollte mit der Strategie „Deine Region, deine Zukunft“ ein klares 

Signal setzen: Junge Menschen auf dem Land sind der Schlüssel zu lebendigen, 
demokratischen und zukunftsfähigen Regionen. 
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------------------------------------- 

Der Bund der Deutschen Landjugend (BDL) ist der größte Jugendverband im ländlichen 
Raum in Deutschland. 1949 gegründet, bildet er das Dach für 18 Landesverbände. 
Bundesweit engagieren sich ca. 100.000 Landjugendliche im Alter zwischen 15 und 35 Jahren 
in den Jugendklubs, den Orts-, Kreis- und Bezirksgruppen der 18 Landesverbände sowie im 

Vorstand auf Bundesebene oder den Vorständen auf Landesebene. Landjugendgruppen gibt 
es in fast allen Regionen Deutschlands. Der BDL vertritt die Interessen der Jugend im 

ländlichen Raum und will Lebens- und Bleibeperspektiven für sie erhalten und schaffen. Er 
wird von einem ehrenamtlichen Bundesvorstand geführt, der paritätisch besetzt ist. 

 


